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Digitalisierung in der Hilfsmittelversorgung  

 

 

1. Einleitung 
 

Die Hilfsmittelversorgung ist ein zentraler, jedoch häufig unterschätzter Bereich des Gesundheitssystems. Sie 

macht Patienten wieder mobil, sichert Behandlungserfolge und ermöglicht Teilhabe. Darüber hinaus trägt sie 

zur Prävention von Pflegebedürftigkeit bei und unterstützt die Entwicklung hin zu mehr ambulantisierten Leis-

tungen. All dies bietet die Hilfsmittelversorgung - bei einem kleinen Kostenanteil der Gesamtausgaben der 

gesetzlichen Krankenkassen von vier Prozent. Die Hilfsmittelversorgung leistet viel und kostet wenig. 

Gleichzeitig bestehen erhebliche Potenziale zur Weiterentwicklung. Ein durchgängig digitalisierter Versor-

gungsprozess kann Abläufe vereinfachen, beschleunigen und effizienter gestalten. Dies betrifft alle Akteure im 

System der gesetzlichen Krankenversicherung – von den Patientinnen und Patienten über Vertragsärzte und 

Krankenhäuser bis hin zu Leistungserbringern, Herstellern und Krankenkassen. Dabei müssen auch die demo-

grafische Entwicklung und der Fachkräftemangel berücksichtigt werden. Der Anteil der Menschen über 65 Jah-

ren steigt kontinuierlich an und damit auch der Hilfsmittelbedarf. Gleichzeitig fehlen Ärzte, Pflegepersonal, 

Therapeuten oder Fachkräfte im Sanitätsfachhandel.  

Hersteller von Hilfsmitteln nehmen dabei eine zentrale Rolle ein: Sie sind nicht nur Lieferanten von Produkten, 

sondern Innovationsmotoren, Entwicklungspartner und zunehmend auch Anbieter digital unterstützter Versor-

gungslösungen und damit direkter Partner der Versorgung. Ihre Einbindung in digitale Prozesse ist daher eine 

Voraussetzung für eine zukunftsfähige Versorgung. 

Digitale und schlanke Prozesse erfordern weniger Personal. Digitale Instrumente wie digitale Gesundheitsan-

wendungen (DiGA) bieten eine zusätzliche Therapieoption. So können DiGA beispielsweise mit Trainingsanlei-

tung als Begleiter zu einer stabilisierenden Bandage oder Orthese die Genesung unterstützen, insbesondere 

wenn die Termine beim Heilmittelerbringer schwer verfügbar sind. 

Die eurocom zeigt in diesem Papier die Stationen eines weitgehend digitalisierten Versorgungsprozesses auf 

und schlägt Lösungen für anstehende Herausforderungen vor. Die eurocom ermuntert den Gesetzgeber und 

alle Akteure der Hilfsmittelversorgung, den notwendigen Mut für Neuerungen und Innovationsfreundlichkeit 

aufzubringen. Die Chancen einer weitgehenden Digitalisierung für eine schnelle und bürokratiearme Versor-

gung der Patientinnen und Patienten sollten genutzt werden. 
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2. Stationen einer weitgehend digitalisierten  

Hilfsmittelversorgung: Schaubild 

Das nachfolgende Schaubild zeigt die Stationen für einen weitgehend digitalisierten Versorgungsprozess von 

den Beschwerden des Patienten bis zur Abrechnung der Versorgung. 
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3. Stationen einer weitgehend digitalisierten  

Hilfsmittelversorgung: Herausforderungen und Lösungen 

Für die Stationen der Digitalisierung in der Hilfsmittelversorgung beschreibt die eurocom die Herausforderun-

gen und zeigt geeignete Lösungen dafür auf. 

STATION 1:  

 Beschwerden des Patienten 

Der Versorgungsprozess beginnt mit dem Zugang des Patienten zum Gesundheitssystem – in der Regel über 

den ambulanten Bereich bei einem Vertragsarzt oder im Notfall über die Notaufnahme eines Krankenhauses. 

Die Regierungskoalition plant dafür ein Primärversorgungssystem, das eine Ersteinschätzung und Steuerung in 

die richtige Versorgung für die Beschwerden des Patienten beinhaltet. Die Ersteinschätzung soll digital oder 

telefonisch erfolgen und insbesondere eine zielgerichtete Steuerung zu den verschiedenen Versorgungsformen 

bringen: zu einem Termin beim Hausarzt oder Facharzt, zum Bereitschaftsdienst der Kassenärztlichen Vereini-

gungen oder zur Notaufnahme eines Krankenhauses. Führt die Steuerung den Patienten zum Hausarzt, soll 

dieser über die weitere Versorgung entscheiden. Damit sollen unnötige Arztkontakte oder Inanspruchnahmen 

der Notaufnahme vermieden und so insbesondere Ressourcen von Fachärzten freigesetzt werden. Nach der 

Ersteinschätzung ist eine elektronische Überweisung (zum Facharzt) geplant sowie ein digitales Terminmanage-

ment.1 Durch das „Gesetz für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen“ (GeDIG) ist die Ersteinschät-

zung und Terminvergabe über die elektronische Patientenakte (ePA) beabsichtigt. 

Führt die Ersteinschätzung den Patienten ins Krankenhaus oder kommt er im Notfall ohne Ersteinschätzung 

direkt in die Notaufnahme, erfolgt die Hilfsmittelversorgung zum Beispiel aus den Notfalldepots heraus oder 

im Rahmen des Entlassmanagements der Krankenhäuser. 

Die eurocom sieht das Primärversorgungssystem und vor allem die Ersteinschätzung als Chance an, Ressourcen 

im ambulanten und stationären Bereich einzusparen und eine zielgerichtete Versorgung ohne Doppeluntersu-

chungen zu ermöglichen. Entscheidend ist, dass die wahrscheinlich vermehrte Zuweisung zum Hausarzt (statt 

zum Facharzt) dort nicht zu einem Flaschenhals führt und die notwendige Inanspruchnahme zum Beispiel von 

Fachärzten für Orthopädie und Unfallchirurgie verhindert, weil es zu wenig Terminkapazitäten bei den Haus-

ärzten gibt. 

Die Einführung der elektronischen Überweisung und eines digitalen Terminmanagements kann die Effizienz 

steigern sowie administrative Aufwände reduzieren und ist daher konsequent voranzutreiben. Gleichzeitig ist 

zu berücksichtigen, dass parallele Digitalisierungsprojekte – etwa die elektronische Verordnung für Hilfsmittel 

(eVerordnung) – um begrenzte personelle und technische Ressourcen konkurrieren. Eine transparente Priori-

sierung dieser Vorhaben ist erforderlich, um Planungssicherheit für alle Beteiligten zu schaffen. 

 

 

………. 
1 Einzelheiten zitiert nach dem Artikel vom 27.01.2026 der Ärztezeitung:  

https://www.aerztezeitung.de/Politik/Primaerversorgung-Warken-startet-Dialogprozess-mit-Aerzten-und-Krankenkassen-461808.html. 
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STATION 2:  

 Diagnose und Behandlungsentscheidung 

Diagnose und Behandlungsentscheidung liegen beim behandelnden Arzt. Sieht er eine ambulante Versorgung 

mit einem Hilfsmittel vor, ist die elektronische Verordnung (eVerordnung) das entscheidende Instrument. Doch 

die Einführung der eVerordnung für Hilfsmittel wird sich verschieben: Der Anschluss der Hilfsmittel-Leistungs-

erbringer an die Telematikinfrastruktur wurde durch das Gesetz zur Befugniserweiterung und Entbürokratisie-

rung in der Pflege auf den 1. Oktober 2027 verlegt, durch das GeDIG soll die eVerordnung am 1. Juli 2030 

verpflichtend für Ärzte und Leistungserbringer werden. 

Die eVerordnung ist aus Sicht der eurocom schnellstmöglich einzuführen, gleichzeitig ist dies sorgfältig vorzu-

bereiten. Die Priorisierung verschiedener digitaler Vorhaben ist transparent zu gestalten, um Planungssicher-

heit zu geben. 

Die eVerordnung bietet die Chance, die Qualität ärztlicher Verordnungen gezielt zu verbessern. Voraussetzung 

hierfür ist eine nutzerfreundliche Gestaltung der Praxissoftware mit klarer Menüführung und praxisnahen Ver-

ordnungshinweisen. 

Gerade im Bereich der Hilfsmittel bestehen teilweise komplexe Differenzierungen. Ein Beispiel ist die Kompres-

sionstherapie: Bei den Hilfsmitteln zur Kompressionstherapie ist der Unterschied zwischen rundgestrickter und 

flachgestrickter Kompressionsware entscheidend. Sie werden bei unterschiedlichen Indikationen verordnet, 

und können sich in Bezug auf die zu versorgenden Patienten unterscheiden. Wird dies nicht von Beginn an bei 

der eVerordnung angelegt, kann dies zu Missverständnissen bzw. Fehlversorgungen führen. Auch bei Muskel-

Skelett-Erkrankungen lassen sich vergleichbare Beispiele einer möglichen fehlerhaften Führung durch die eVer-

ordnung finden. 

Eine sachgerechte Verknüpfung mit dem Hilfsmittelverzeichnis und medizinischen Leitlinien ist wünschenswert, 

so dass der Arzt schnell die richtige Produktgruppe beziehungsweise Produktart für das festgelegte Versor-

gungsziel und die zugrunde liegende Indikation finden kann. Ergänzend können strukturierte Produktinforma-

tionen der Hersteller in geeigneter Form sowie Real World Data eingebunden werden, um die Auswahl evi-

denzbasiert zu unterstützen. 

STATION 3:  

 Wahl des Hilfsmittel-Leistungserbringers 

Für die Abgabe des verordneten Hilfsmittels muss der Patient zu einem Leistungserbringer, der unabhängig 

von einem digitalisierten Prozess gut erreichbar sein muss. Eine sachgerechte Versorgung setzt die Trennung 

von verordnendem Arzt und versorgendem Hilfsmittel-Leistungserbringer (Trennungsprinzip) und die Wahl-

freiheit des Patienten in Bezug auf den Leistungserbringer und das Hilfsmittel im Rahmen der Verordnung 

voraus.  

Auch durch einen digitalisierten Versorgungsprozess darf es keine Aufweichungen von Trennungsprinzip und 

Wahlfreiheit geben. Eine Steuerung der Krankenkassen zu bestimmten Hilfsmittel-Leistungserbringern war zum 

Beispiel im Rahmen eines Pilotprojekts zur eVerordnung vorgesehen, da die Patienten nur zu teilnehmenden 

Leistungserbringern gehen konnten. Dies darf es im Regelbetrieb der eVerordnung nicht geben. Auch bei et-

waigen Bonusprogrammen der Krankenkassen oder Serviceleistungen in Krankenkassen-Apps durch vorge-

schlagene Leistungserbringer in der Nähe ist eine Einschränkung der Wahlfreiheit des Patienten kritisch zu 
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sehen. Mindestanforderung ist eine vorherige, umfassende Aufklärung des Patienten. 

Für den digitalisierten Versorgungsprozess ist der möglichst schnelle Anschluss aller Hilfsmittel-Leistungser-

bringer an die Telematikinfrastruktur notwendig.  

 STATION 4:  

 Auswahl des Hilfsmittels 

Die Auswahl des richtigen Hilfsmittels erfolgt durch den Hilfsmittel-Leistungserbringer anhand der ärztlichen 

Verordnung sowie der individuellen Körpermaße und Bedarfe des Patienten.  

Sofern der Arzt nicht ein bestimmtes Hilfsmittel verordnet hat, sind die besonderen Kompetenzen der Hilfs-

mittel-Leistungserbringer in Bezug auf die Auswahl und Varianten des richtigen Hilfsmittels zu nutzen. Nicht 

selten kommt es im Versorgungsprozess zu Rückfragen an den verordnenden Arzt etwa zu bestimmten Anga-

ben auf der Verordnung oder festgestellten Bedarfen. Dies kostet beide Seiten viel Zeit und Aufwand. 

Die Rückfragen beim Arzt können von vornherein über eine geeignete Konzipierung der eVerordnung auf ein 

Minimum reduziert werden. Für unvermeidbare Rückfragen fordert die eurocom ein schnelles Verfahren über 

die Kommunikation im Medizinwesen KIM, die schon im Gesundheitssystem eingespielt ist.  

Für eine sachgerechte Versorgung benötigen die Hilfsmittel-Leistungserbringer ein Leserecht in der ePA des 

Patienten. Dies ist zum Beispiel notwendig bei nicht näher spezifizierten Folgeverordnungen oder bei der Ver-

ordnung eines neuen Hilfsmittels, weil ein vorheriges nicht den notwendigen Behandlungserfolg oder Teilhabe 

erbracht hat. Im Falle eines neuen Hilfsmittels muss der Leistungserbringer ein anderes Produkt im Rahmen 

der Verordnung aussuchen können. 

STATION 5:  

 Genehmigung der Krankenkasse 

Die im Regelfall notwendige vorherige Genehmigung der Versorgung durch die Krankenkasse zeigt, wie wichtig 

ein rein digitaler Weg von der Verordnung über den Kostenvoranschlag, Genehmigung und Empfangsbekennt-

nis des Patienten ist. Insbesondere der Wechsel des Mediums macht den Versorgungsprozess aufwändiger als 

erforderlich. Zum Beispiel ist der Kostenvoranschlag des Hilfsmittel-Leistungserbringers in Form des elektroni-

schen Kostenvoranschlags (eKVA) digital an die Krankenkasse zu übermitteln, aber die Verordnung wird noch 

in Papierform ausgestellt und in dieser Form an die Krankenkasse übermittelt.  

Ein im Regelfall durchgängig digitaler Prozess sollte daher alle Schritte umfassen: von der Verordnung über 

den Kostenvoranschlag und die Mehrkostendokumentation bis hin zur Genehmigung, zum Empfangsbekennt-

nis des Patienten einschließlich der Abrechnung.  
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STATION 6:  

 Anpassung und Abgabe des Hilfsmittels 

Die Abgabe des Hilfsmittels durch den Hilfsmittel-Leistungserbringer geschieht größtenteils vor Ort. Digitale 

Verfahren – etwa Online-Beratung oder digitale Vermessung – treten zum Beispiel bei digitalen Versorgungs-

wegen hinzu. 

Die Anpassung des Hilfsmittels an die individuellen Maße des Patienten sowie die Beratung anhand des ebenso 

individuellen Bedarfs ist ein wesentlicher Aspekt bei der Hilfsmittelversorgung. Laut der Allensbach-Umfrage 

der eurocom von 2023 ist die persönliche Beratung vor Ort für über 80 Prozent der Nutzer von Kompressions-

strümpfen, orthopädischen Schuheinlagen und Bandagen/Orthesen erwünscht.2 Auch bei digitalen Versor-

gungswegen sind stets eine gute Anpassung und Beratung durch den Hilfsmittel-Leistungserbringer sicherzu-

stellen. Patientenindividuelle Bedürfnisse müssen dabei berücksichtigt werden. 

Ein erhebliches Potenzial liegt in der Digitalisierung der Gebrauchsanweisung. Die Gebrauchsanweisung für ein 

Hilfsmittel/Medizinprodukt muss laut Medical Device Regulation (MDR) nach wie vor in Papierform mitgege-

ben werden. Eine elektronische Fassung bietet Vorteile hinsichtlich Aktualität, Mehrsprachigkeit und Barriere-

freiheit. So können beispielsweise neue Kontraindikationen unmittelbar kommuniziert werden, während die 

Aktualisierung gedruckter Informationen deutlich länger dauert. 

Die eurocom setzt sich daher für eine Anpassung der regulatorischen Rahmenbedingungen ein, sodass elekt-

ronische Gebrauchsanweisungen – etwa per QR-Code – zum Regelfall werden können. Eine Papierfassung 

sollte weiterhin auf Wunsch verfügbar sein. 

Hilfsmittel-Leistungserbringer sollten für die allgemein zugängliche Dokumentation der Versorgung ein 

Schreibrecht in der ePA des Patienten erhalten. Der Vertragsarzt kann zwar seine Verordnung eintragen, aber 

er hat nicht automatisch Kenntnis vom abgegebenen Hilfsmittel. Zudem kann der Arzt die Therapietreue über-

prüfen bzw. Folgeversorgungen anpassen. 

STATION 7:  

 Abrechnung des Hilfsmittel-Leistungserbringers mit der Krankenkasse 

Die Abrechnung des Hilfsmittel-Leistungserbringers mit der Krankenkasse des Patienten muss rein digital er-

folgen. Für die derzeit noch nicht einheitlichen Kassenverträge hinsichtlich der Erstattung, Versorgungsanfor-

derungen und die Abrechnung 10-stelliger Positionsnummern ist eine kassenübergreifende Vereinheitlichung 

anzustreben. Dies ermöglicht Effizienzsteigerungen sowohl bei den Hilfsmittel-Leistungserbringern als auch 

bei den Krankenkassen selbst. Auch hier sollten Transparenz und Nachvollziehbarkeit angestrebt werden.  

Alle rechnungsbegleitenden Nachweise sind nur auf Nachfrage der Krankenkasse vorzulegen, um auf beiden 

Seiten Bürokratie zu verringern. 

 

………. 
2 Repräsentative Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach im Auftrag der eurocom e. V., Umfrageergebnisse 2023:  

https://eurocom-info.de/allensbach-umfrage-2023-patienten-vertrauen-auf-medizinische-hilfsmittel-und-erwarten-persoenliche-beratung-vor-ort/. 
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 Stationen im Krankenhaus 

In der Versorgung im Krankenhaus kann die Hilfsmittelversorgung insbesondere durch Notfall-

depots und im Rahmen des Entlassmanagements eine Rolle spielen. Dabei ist zu beachten, dass ein großer Teil 

der Notfallpatienten eine Versorgung im Bereich Orthopädie und Unfallchirurgie benötigt. Eine posttraumati-

sche Versorgung mit dem richtigen Hilfsmittel steht in diesen Fällen häufig an. 

Für die Notfalldepots ist eine digitale Bestandsverwaltung notwendig, um einen Vorrat an im Notfall verfügba-

ren Hilfsmitteln griffbereit zu halten. Manuelle Listen oder Kartensysteme sollten auch in kleineren Depots nicht 

mehr verwendet werden, um den Bestand vollständig zu halten und Nachbestellungen zeitgerecht zu erlauben. 

Im Entlassmanagement ist neben einer systematischen Prüfung des Hilfsmittelbedarfs bei jedem Patienten die 

erfolgte Versorgung in der ePA zu dokumentieren.  

Die digitale Kommunikation muss zwischen bewährten digitalen Plattformen erfolgen. Auch hier werden ge-

eignete Schnittstellen benötigt, sodass mit allen an der Versorgung beteiligten Akteuren niedrigschwellig kom-

muniziert werden kann. 

 

 Begleitende Digitale Gesundheitsanwendungen 

Zusätzlich zur Versorgung mit einem Hilfsmittel kann ein Arzt auch eine DiGA verordnen. Dies 

kann zum Beispiel eine App oder webbasierte Anwendung mit Trainingsprogramm, Trainingsstatistik und In-

formationen rund um die Indikation sein. Obwohl die Krankenkasse die Kosten einer DiGA mit der Verordnung 

des Arztes übernehmen muss, gibt es teilweise noch eine Vorprüfung durch die Krankenkassen, die den Ver-

sorgungsprozess verzögert. 

Außerdem ist ab 2026 die sogenannte anwendungsbegleitende Erfolgsmessung (AbEM) durch den DiGA-Her-

steller vorgesehen, die sogar vom GKV-Spitzenverband abgelehnt wird, da sie einen hohen bürokratischen 

Aufwand ohne Mehrwert für die Versorgung bringt. Es droht ein Datenwust ohne Aussagekraft. 

Die eurocom fordert: Die Verordnungshoheit der Ärzte ist zu wahren und der Zugang zu DiGAs ist durch ein 

geeignetes Verfahren zu vereinfachen und zu beschleunigen. Alle Hürden durch komplizierte Verfahren zur 

Einlösung der DiGA sind abzubauen.  

Die verpflichtende AbEM ist aus dem Gesetz zu streichen und daher auch nicht durch die Hersteller umzuset-

zen. Sollte die verpflichtende AbEM bleiben, sind die Regelungen sachgerechter und nutzerfreundlicher für 

Patienten und Hersteller zu gestalten. Die eurocom hat dazu in ihrer Stellungnahme vom 31. Januar 2025 zur 

2. DiGAV-Änderungsverordnung Vorschläge gemacht.3 

In der laufenden Revision der MDR droht, dass DiGAs, die bisher Klasse-I-Produkte sind, mindestens in Klasse 

IIa zu klassifizieren sind. Dies erhöht den Aufwand für die Hersteller deutlich und macht daher die Versorgung 

für GKV und Patienten teurer und aufwändiger. DiGAs müssen auch weiterhin in Klasse I und Klasse IIa klassi-

fiziert werden können. 

  

………. 
3 Stellungnahme der eurocom e.V. vom 31. Januar 2025 zum Entwurf einer Zweiten Verordnung zur Änderung der Digitale Gesundheitsanwendungen-Ver-

ordnung: https://eurocom-info.de/wp-content/uploads/2025/01/2025-01-31-Stellungnahme_eurocom_BMG_2.-DiGAV-AendVO_Entwurf.pdf. 
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4. Fazit und Ausblick 

Die Digitalisierung der Hilfsmittelversorgung bietet erhebliche Potenziale zur Effizienzsteigerung und Quali-

tätsverbesserung. Angesichts steigender Bedarfe und begrenzter Ressourcen ist ihre konsequente Umsetzung 

erforderlich. 

Dabei sind sowohl grundlegende Maßnahmen – etwa die eVerordnung, die Anbindung der Hilfsmittel-Leis-

tungserbringer an die Telematikinfrastruktur oder deren Lese- und Schreibrecht in der ePA – als auch weiter-

führende Innovationen wie DiGAs, Künstliche Intelligenz (KI) und digitale Erweiterungen für Hilfsmittel zu be-

rücksichtigen.  

Potenziale durch den Einsatz von KI bestehen insbesondere bei der Unterstützung der Verordnung sowie bei 

der Automatisierung von Genehmigungsprozessen. Voraussetzung hierfür ist der Zugang zu qualitativ hoch-

wertigen und vollständigen Daten. Auch die Dokumentation beim Vertragsarzt oder Hilfsmittel-Leistungser-

bringer kann KI-gestützt erfolgen. 

Für die Weiterentwicklung von Produkten und Versorgungsprozessen benötigen Hersteller Zugang zu anony-

misierten bzw. pseudonymisierten Versorgungsdaten (Real World Data). Diese Daten sind notwendig, um Ver-

sorgungsqualität zu analysieren und KI-Anwendungen evidenzbasiert zu trainieren.  

Im Kontext des European Health Data Space ist daher sicherzustellen, dass auch Hersteller als Teil der Versor-

gungskette angemessen berücksichtigt werden. Die Hilfsmittelversorgung ist bei allen Planungen und Konzep-

ten von Anfang an mit zu berücksichtigen. Das Verfahren für die Einwilligung der Patienten ist bundeseinheit-

lich zu regeln. 

Die Digitalisierung der Hilfsmittelversorgung erfordert ein hohes Maß an Interoperabilität zwischen den IT-

Systemen aller Beteiligten. Die Festlegung einheitlicher Standards durch den Gesetzgeber erhält immer größere 

Bedeutung und ist grundsätzlich zu begrüßen. Diese müssen jedoch frühzeitig definiert werden, um Mehrauf-

wände durch unterschiedliche Lösungen zu vermeiden. 

Weiterhin gewinnen digitale Erweiterungen von Hilfsmitteln zunehmend an Bedeutung. 

Sogenannte „Connected Devices“ – also Hilfsmittel in Kombination mit digitalen Anwendungen oder Sensorik 

– ermöglichen beispielsweise: 

• Monitoring der Nutzung und Therapietreue des Patienten sowie frühzeitige Identifikation von Fehlanwen-

dungen und Versorgungsdefiziten 

• Stärkung der Eigenverantwortung 

• Unterstützung der Rehabilitation durch Feedbacksysteme und Erinnerungsfunktionen 

• Frühzeitige, individuelle Anpassung der Versorgung / Intervention 

• Unterstützung durch Frage- oder Chatfunktionen. 

Diese hybriden Versorgungsformen verbinden klassische Hilfsmittel mit digitalen Anwendungen und können 

die Versorgungsqualität deutlich verbessern. Voraussetzung ist, dass solche Kombinationen regulatorisch ein-

deutig eingeordnet und erstattungsfähig ausgestaltet werden.  
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5. Forderungen der eurocom auf einen Blick 

Für eine weitgehend digitalisierte Hilfsmittelversorgung fordert die eurocom: 

 Die digitale Ersteinschätzung und (wahrscheinliche) erste Zuständigkeit der Hausärzte im Primärversor-

gungssystem dürfen nicht zu einem Flaschenhals in der Versorgung führen. 

 Die eVerordnung ist schnellstmöglich, aber auch mit der notwendigen Sorgfalt einzuführen. Die Transpa-

renz und Einhaltung festgelegter Termine ist für die Planungssicherheit aller Akteure notwendig. 

 Die Hilfsmittel-Leistungserbringer sind schnell an die Telematikinfrastruktur anzuschließen. Das Trennungs-

prinzip und die Wahlfreiheit der Patienten sind zu wahren.  

 Rückfragen zur Verordnung beim Arzt sind durch eine geeignete Konzipierung der eVerordnung auf ein 

Minimum zu reduzieren und mit KIM durchzuführen.  

 Hilfsmittel-Leistungserbringer brauchen ein Lese- und Schreibrecht in der ePA.  

 Es muss einen rein digitalen Weg der Hilfsmittelversorgung von der eVerordnung über den Kostenvoran-

schlag, Mehrkostendokumentation, Genehmigung der Krankenkasse bis hin zum Empfangsbekenntnis des 

Patienten und zur Abrechnung geben. 

 Hilfsmittel müssen mit einer elektronischen Gebrauchsanweisung als Regelfall abgegeben werden können. 

 In der stationären Behandlung ist eine digitale Bestandsverwaltung für jedes Notfalldepot notwendig. Im 

Rahmen des Entlassmanagements ist eine regelhafte Dokumentation in der ePA notwendig. 

 Das Potenzial von DiGAs ist zu nutzen. Die DiGA ist ohne Vorprüfung der Krankenkassen oder andere 

Hürden schnell einzulösen. Die verpflichtende AbEM ist zu streichen. DiGAs müssen auch nach der MDR-

Revision weiterhin in Klasse I oder Klasse IIa klassifiziert werden können. 

 KI-gestützte Systeme sind bei Massenverfahren wie der eVerordnung oder der Genehmigung der Kranken-

kassen mitzudenken und vorzubereiten.  

 Einheitliche, interoperable Datenstandards und Schnittstellen im gesamten Versorgungsprozess sind not-

wendig.  

 Es muss einen Zugang der Hilfsmittelhersteller zu anonymisierten Versorgungsdaten für Forschung, Inno-

vation und Qualitätssicherung geben. 
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